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Tribüne der 
^Meinung  

Das vordringlichste Strassenstück des Landes 
Während der Budgetdebatte richtete der 

Landtagspräsident Alexander Frick an den Reg. 
Chef Dr. Hilbe die Frage: Wann kann mit der 
Fertigstellung der Strasse, die Schaan und Va­
duz umfahren soll, gerechnet werden? Er be­
gründete die Dringlichkeit dieser Strasse mit 
dem Hinweis auf die unhaltbar gewordenen Zu­
stände auf dem Lindenplatz in Schaan und fuhr 
dann fort: Aus dieser Situation heraus plane die 
Gemeinde Schaan eine breite Strasse, die pa­
rallel zur Landstrasse durch die oberen Hang­
lagen verlaufen würde. Die Bewohner der 
Quartiere, durch die diese geplante Strasse füh­
ren würde, aber wehren sich mit allen Mitteln 
gegen diesen Strassenbau, weil sie fürchten, 
dass ein grosser Teil des Durchgangsverkehrs 
von der überlasteten Landstrasse auf diese neue 
Gemeindestrasse abgeleitet würde. Der Wider­
stand gegen den an sich nötigen Gemeindestras-
senbau könnte sicher überwunden werden, 
wenn das Land die Umfahrungsstrasse endlich 
in Angriff nähme. 

Der Zeitpunkt, der für die Fertigstellung die­
s e s  vordringlichsten Strassenstückes unseres 

Landes vor wenigen Jahren bekannt gegeben 
wurde, könne offensichtlich nicht eingehalten 
werden, darum die Frage nach dem neuen Zeit­
punkt. 

Ein neuer Termin konnte indessen von Seiten 
der Regierung nicht bekanntgegeben werden. 
Es wäre zu hoffen, dass diesem Vorstoss bald 
etwas Konkretes folgen wird. (m. s. u.) 

Neue Regelung 
für Ausländer 

Eine Pressekonferenz des Regierungschefs 
Am vergangenen Freitag ist eine neue Ver­

ordnung «Ueber die Begrenzung der Zahl der 
erwerbstätigen Ausländer» in Liechtenstein in 
Kraft getreten. Mit gleichem Datum wird die 
bisherige Kontingentierung der ausländischen 
Arbeitskräfte hinfällig. Dagegen werden Auf­
enthalter, die länger als drei Jahre am gleichen 
Arbeitsplatz in Liechtenstein waren, Grenzgän­
ger, die länger als fünf Jahre an der gleichen 
Stelle arbeiteten für den Arbeitsmarkt freige­
geben. Das bedeutet auf Grund der derzeitigen 
Zahlen, dass rund 1400 ausländische Arbeits­
kräfte (Aufenthalter und Grenzgänger) auf dem 
liechtensteinischen Arbeitsmarkt frei verfüg­
bar werden. Die neuen Bewilligungen richten 
sich nach den registrierten Ausreisen ausländi­
scher Arbeitskräfte, die man nach Erfahrungs 
zahlen auf rund 1000 Personen im Jahr schätzt. 
Demzufolge wird die Regierung im nächsten 
Vierteljahr etwa 250 Neubewilligungen für aus­
ländische Arbeitskräfte erteilen können, die 
nach einer festzulegenden Prioritätsliste zuge 
teilt werden. Die obere Grenze der in Liechten­
stein lebenden und tätigen Ausländer wurde 
auf ein Drittel im Verhältnis zur gesamten 
Wohnbevölkerung festgesetzt. In kurzfristigen 
statistischen Ermittlungen sollen diese Zahlen 
kUnftig in regelmässigen Abständen überprüft 
werden. 

Das sind die wesentlichen Punkte, die Regie 
rungschef Dr. Alfred Hilbe am Dienstagnach 
mittag im Rahmen einer kurzfristig einberufe 
nen Pressekonferenz bekannt gab. 

Privatkonto 
plus 
SWISS CHEQUE 
führen zur j r  

«Bilderkauf»: Demagogie und Wahrheit 
Was hat sich nach dem Verkauf des Frens-Hals-Gemäldes aus der Fürstlichen Sammlung im Jahre 1969 wirklich abgespielt? 

«Symptom-dieses Ueberflusses war es denn 
auch, dass ein Kreis prominenter BP-Politiker 

sicher in guten Treuen — von heute auf mor­
gen dem Landtag nahelegte, für 12 Millionen 
ein Bild zu erwerben. Trotzdem, Dr. Peter Mar­
xer verneint den Ueberfluss. Lassen wir  ihm 
also seine Meinung. . .»  

So lautet eine Passage aus einem Leitartikel 
des «Liechtensteiner Vaterland» vom 31. Dezem­
ber, worin einmal mehr versucht wird, die ins 
Haus stehende Finanzmisere der VU-Mehrheit 
zu Boden zu reden. Abgesehen davon, dass der 
FBP-Fraktionssprecher Dr. Peter Marxer durch­
aus nicht allein steht, wenn er Zweifel an  dem 
von der Union immer wieder propagierten 
Ueberfluss der Staatsfinanzen hegt, abgesehen 
davon grenzt es an Gauklerei und Demagogie, 
wenn man die Löcher in unserem Staatshaushalt 
auch heute noch mit einem Bilderkauf zudecken 
will, der ausserdem niemals stattgefunden hatl 

Es ist Zeit für ein offenes Wort 
Im Zusammenhang mit dem Frans-Hals-Ge-

mälde des Willem van Heythuizen, das im No­
vember an den Bayerischen Staat verkauft wur­
de, ist es hoch an der Zeit, endlich den wahren 
Sachverhalt auch öffentlich darzulegen. Es ist 
Zeit für ein offenes Wort, nachdem die -VU er­
neut im Begriffe steht, der liechtensteinischen 
Oeffentlichkeit Sand in die Augen zu streuen 
und sie gar für dumm zu verkaufen. 

" /  
Wie war es in Wirklichkeit? 

Im November 1969 erfuhr der damalige Re­
gierungschef Dr. Gerard Batliner, dass das welt­
bekannte Kunstwerk aus der Fürstlichen Ge­
mäldesammlung für 12 Millionen DM nach Mün­
chen verkauft werden soll. Als Regierungschef 
und Ressortchef für das Kulturwesen versuchte 
Dr. Batliner das Frans-Hals-Gemälde dem liech­
tensteinischen Staat zu erhalten. 

Mit Zustimmung des Landesfürsten lud der 
damalige Chef der Fürstlichen Regierung Ver­
treter des Parlamentes und Spitzenfunktionäre 
beider Parteien zu einer Sondersitzung nach 
Vaduz, an der u. a. auch die Parteispitzen der 
Vaterländischen Union teilnahmen. Dr. Gerard 
Batliner informierte das ad hoc zusammenge­
rufene Gremium sodann über den geplanten 
Bilderverkauf des Fürsten und warf die Frage 
puf, ob ein Ankauf des Bildes durch den Staat 
unter gewissen Voraussetzungen denkbar wäre. 
Im positiven Falle sei der Landesfürst bereit, 
einen geringeren Kaufpreis zu verlangen. 

Bedenken gegen den Ankauf des Bildes 
Die Landtags- und Parteienvertreter, die um 

ihre Stellungnahme gebeten wurden, erkann­
ten zwar den kulturellen Wert des zur Diskus­
sion stehenden Bildes, meldeten aber hinsicht­
lich des hohen Preises Bedenken gegen einen 
Ankauf durch das Land an. Nach längeren Dis­
kussionen lehnte das vom Regierungschef ein­
geladene Gremium den Kauf des Gemäldes 
durch das Land nahezu einstimmig abl 

Einzelne Parteien- und Landtagsvertreter 
(darunter auch der VU-Abgeordnete Roman 
Gassner) erklärten sich jedoch bereit, privat 
einen Beitrag zu leisten, wenn das Bild dem 
Lande doch noch erhalten werden könne. 

In  der Folge wurde sodann eine absolut pri­
vate Aktion ztir Rettung des Bildes eingeleitet, 
die erfreuliche Resultate zeitigte. Innert weni­
ger Stunden erklärten sich eine grosse Zahl 
vermögender Einwohner unseres Landes bereit, 
Beiträge zur Erhaltung des Kunstwerkes zu er­
bringen. Die zugesagte Summe von privater 
Seite betrug mehrere Millionen Franken. 

Wie man inzwischen weiss, konnte der Ver­
kauf nach Bayern jedoch nicht mehr rückgän­
gig gemacht werden, so dass auch dieser letzte 
Versuch scheiterte. 

Motorfahrzeugdichte steigt 
Jeder vierte Einwohner unseres Landes besitzt ein Motorfahrzeug 

In diesen Tagen wurden vom Amt für Sta­
tistik die Tabellen über den Motorfahrzeug­
bestand im Fürstentum Liechtenstein veröffent­
licht, welche einige interessante Aspekte auf­
zeigen. 

Gesamthaft betrug der Motorfahrzeugbestand 
am 6. Juli 1970 8662 Fahrzeuge. Der Zuwachs 
innert Jahresfrist beträgt 1138 Motorfahrzeuge 
oder 15%. Der Personenwagenbestand betrug 
am Stichtag 6210 Wagen, einschliesslich 388 PW 
für den Warentransport. Die Zuwachsrate bei 
dieser Fahrzeugart beträgt 885, ist gleich 16,6%. 
Auch beim Wagenpark der Autobusse und 
Kleinbusse ist eine beachtliche Zunahme festzu­
stellen, Bestand 221, Zunahme innert Jahres­
frist 30 oder 15,7 %>. Nach der neuen Bestandes­
aufnahme sind 546 Last- und Lieferwagen im 
Verkehr, die Zunahme beträgt 40 Fahrzeuge, 
das sind 7,9 % mehr als im Vorjahre. Verhält­
nismässig grösster Zuwachs ist bei den Spezial-
wagen festzustellen. Dem 1969er Bestand von 
151 Spezialwagen steht ein neuer Bestand von 
230 gegenüber; daraus geht hervor, dass eine 
Zunahme von 79 oder 52,3 °/o stattgefunden hat. 
Motorräder, Motorfahrräder sind 1445 regi­
striert, 104 oder 7,7 % mehr als vor Jahresfrist. 
An landwirtschaftlichen Traktoren sind 660 im 
Betrieb, 9 weniger als im Vorjahre und gewerb­
liche Traktoren sind wie 1969 10 gemeldet. 

Im Fürstentum Liechtenstein werden pro 1000 
Einwohner 244 Motorfahrzeuge gefahren. Die 
Vergleichszahl für die Schweiz beträgt 206 und 
für Oesterreich lediglich 152. Während in Liech­
tenstein im Vergleich mit den Nachbarländern 
relativ bedeutend mehr Personenwagen gefah­
ren werden, ist der Anteil an  Motorrädern in 
der Schweiz und in Oesterreich höher als bei 
uns. 

Die Statistik über die Strassenverkehrsun-
fälle bei uns zeigt auf, dass die Unfälle von 
1960 bis 1964 um 4 5 %  zugenommen haben. Im 
gleichen Zeitraum hat sich der Motorfahrzeug­

bestand um 72,5 % und die Wohnbevölkerung 
um 15,3 % erhöht. 

Die Strassenverkehrsunfälle mit Toten sind 
um 2 5 %  höher. Hingegen sind in der zweiten 
Hälfte der 1960er Jahre 10,8% weniger Ver­
kehrsunfälle mit Verletzten registriert. Was die 
polizeilich gemeldeten Strassenverkehrsunfälle 
«mit nur Sachschaden» anbelangt, so ist festge­
stellt, dass diese bedenklich zugenommen ha 
ben, nämlich für die gleiche Zeit 92,8 %. 

Die meisten Personenwagen liegen in der 
Stärkeklasse zwischen 6,5 und 10,4 Steuer-PS 
und in bezug auf die Automarke nehmen die 
VW's mit 1664 Fahrzeugen den grössten Anteil 
aus, an zweiter Stelle steht die Automarke Opel 
mit 706 Fahrzeugen, gefolgt von Fiat mit 432, 
Mercedes Benz mit 326, Ford aus England mit 
312, Renault 233, Simca 231 und Ford aus 
Deutschland mit 203 Fahrzeugen. In Liechten­
stein werden jedoch auch 13 Rolls-Royce und 
10 Bentleys gefahren. Am meisten Personen­
wagen sind ausgewiesen in der Gemeinde Va­
duz, nämlich 1501, gefolgt von Schaan, 1095 am 
wenigsten in Schellenberg, 112, und Planken, 41. 

Insgesamt fahren 4044 Arbeiter und Ange 
stellte und 1277 selbständig Erwerbende einen 
Personenwagen. Während beispielsweise 1189 
Arbeiter und lediglich 334 selbständig Erwer­
bende, das entspricht rund einem Drittel, einen 
V W  besitzen, werden Rolls-Royce, Bentleys 
und Jaguars mehrheitlich von den selbständigen 
Arbeitgebern gefahren. Insgesamt wurden in  
Liechtenstein im Juli 1970 7217 Motorwagen, 
1445 Motorräder und 660 landwirtschaftliche 
Traktoren registriert. 

Als hervortretender Aspekt in der neuesten 
Veröffentlichung des Amtes für Statistik tritt 
ein Zuwachs von Motorfahrzeugen innert Jah' 
resfrist von 1 5 %  hervor. Dies stellt eine sta­
tistische Tatsache dar, welche vor allem im 
Ausbau unseres Strassennetzes ihre Konsequen 
zen finden sollte. 

Im Interesse des Fürstlichen Hauses und um 
parteipolitischen Spekulationen im Interesse 
des Landes vorzubeugen, erklärten sich alle An­
wesenden der im Regierungsgebäude stattge­
fundenen Sondersitzung bereit, über die Ange­
legenheit Stillschweigen zu bewahren. Dies 
nicht zuletzt deshalb, weil es zu diesem Zeit­
punkt noch nicht feststand, ob das Frans-Hals-
Gemälde nicht doch noch dem Lande erhalten 
werden könne. 

Vertrauensbruch und Fehlinformation 
Trotz der Zusicherung der an der Sitzung ver­

tretenen Parlamentarier und Parteivertretern 
der Vaterländischen Union, wurde die «Bilder­
geschichte» schon bald danach als finanzpoli­
tisches Abenteuer des Regierungschefs in den 
Union-Wahlkampf hineinprogrammiert. 

Obwohl der Staat keinen roten Rappen für 
das Bild ausgegeben hatte und niemals ein An­
kauf desselben beschlossen wurde, versuchte 
die Union der Bevölkerung wochenlang einzu­
reden, für ein Bild habe ihan Geld, während 
man gegenüber den Gemeinden kleinlich sei. 
Ohne jede Rücksicht auf den Ruf des Fürsten­
hauses oder des Landes sollte die Bevölkerung 
mit zweideutigen Randbemerkungen aufgehetzt 
oder hinter das Licht geführt werden (siehe «Va­
terland»-Zitat zu diesem Beitrag). 

Die gute Absicht des Regierungschefs, das 
weltberühmte Kunstwerk unserem Lande zu er­
halten und alles zu versuchen, um es viel­
leicht doch noch zu «retten», wurde ihm von 
der VU gar noch zum Vorwurf gemacht. Heute 
muss man sich fragen, ob es nicht sogar die 
Pflicht des Regierungschefs und gleichzeitigen 
Kulturministers war, sich für den Erwerb des 
Bildes einzusetzen. Auch wenn die Landtags­
und Parteienvertreter aus beiden Lagern gegen 
den Ankauf waren, konnte sich der Regierungs­
chef doch sagen, dass er  nichts unversucht ge­
lassen hatte. 

Positive Folgen der Aktion 
Obwohl das Bild doch nach Bayern ging, hat­

ten die Aktionen letzten Endes gleichwohl auch 
eine positive Konsequenz. S. D. Fürst Franz Jo­
sef II. erklärte sich in der Folge bereit, 200 Bil­
der der Fürstlichen Sammlung in ein staatliches 
Museum einzubringen und sie somit der liech­
tensteinischen Oeffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Darüberhinaus sicherte der Landesfürst 
zu, künftig dem Staat ein Vorkaufsrecht einzu­
räumen, sofern überhaupt noch je  ein Bild zum 
Verkauf gelange, 

Die Aktionen hatten weiter zur Folge, dass 
sich der Bayerische Staat bereit erklärte, einen 
vermehrten Kulturaustausch mit unserem Lande 
zu pflegen. 

Dr. Hilbe geht nach München 
Wie man hört, soll sich Regierungschef Dr. 

Alfred Hilbe demnächst zu einem offiziellen Be­
such nach München begeben, um sich mit dem 
Bayerischen Ministerpräsidenten Goppel über 
dieses Thema zu unterhalten. Voraussichtlich 
wird sich der Regierungschef der VU-Mehrheit 
auf dem glanzvollen Parkett der Bayerischen 
Metropole mit weltmännischer Sicherheit be­
wegen und nicht aufhören, sein Interesse am 
bevorstehenden Kulturaustausch zu bekunden. 
Glitzernde Verdienstorden an seinem Frack 
werden die doppelbödige Parteipolitik schnell 
vergessen machen, die von der Vaterländischen 
Union im Zusammenhang mit einem der be­
deutendsten Werke der Kunstgeschichte be­
trieben wurde! 

; 


